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 I/A-PUNKT-VERMERK 
 Absender: Generalsekretariat des Rates 
 Empfänger: Ausschuss der Ständigen Vertreter/Rat 
 Betr.: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Schaffung der Fazilität "Connecting Europe", zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 913/2010 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 
und (EG) Nr. 67/2010 (erste Lesung) 
– Annahme des Gesetzgebungsakts (GA + E) 
= Erklärungen  

Erklärungen der Kommission 

 
1. "Die Kommission weist darauf hin, dass der Beschluss, Projekte für die Finanzierung im Rahmen 
der Fazilität "Connecting Europe" vorzuschlagen, in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten liegt. 
Diese Zuständigkeit wird durch die in Teil IV des Anhangs aufgeführten indikativen Prozentsätze 
für spezifische Ziele im Verkehrsbereich in keiner Weise berührt." 
 

004141/EU XXV. GP
Eingelangt am 28/11/13



 

 

16096/13 ADD 1  gha/DO/ab 2 
 DQPG DE 
 

2. "Die Kommission bedauert außerordentlich die Aufnahme von Artikel 18 zur Einführung des 
Prüfverfahrens gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 für die Gewährung von 
Finanzhilfen der Union für Projekte oder Teile von Projekten, die jeweils nach Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen auf Basis der Mehrjahres- oder Jahresarbeitsprogramme gemäß 
Artikel 17 der Verordnung zur Schaffung der Fazilität "Connecting Europe" ausgewählt wurden. 
Die Kommission weist darauf hin, dass sie dieses Verfahren in keinem der sektorspezifischen MFR-
Rechtsakte vorgeschlagen hat. Hiermit war beabsichtigt, die MFR-Programme zugunsten der 
Empfänger von EU-Fördermitteln zu vereinfachen. Durch die Verabschiedung von Finanzhilfebe-
schlüssen ohne Prüfung durch einen Ausschuss würde das Verfahren beschleunigt, die Zeitspanne 
bis zur Finanzhilfegewährung für die Projektträger verringert sowie unnötiger Verwaltungs- und 
Kostenaufwand vermieden. Außerdem weist die Kommission darauf hin, dass das Treffen von 
Entscheidungen über die Gewährung von Fördermitteln Bestandteil ihrer institutionellen Befugnisse 
im Zusammenhang mit der Ausführung des Haushaltsplans ist und solche Beschlüsse deshalb nicht 
im Rahmen des Komitologieverfahrens getroffen werden sollten. Außerdem ist die Kommission der 
Auffassung, dass die Aufnahme dieses Artikels wegen des besonderen Charakters der Infrastruktur-
projekte in Bezug auf die Auswirkungen auf das Gebiet der Mitgliedstaaten nicht als Präzedenzfall 
für andere Finanzierungsinstrumente dienen kann." 
 
3. "Die Kommission bedauert, dass in Artikel 2 Absatz 5 und Artikel 5 Absatz 2 Hinweise auf die 
Kosten der Exekutivagentur aufgenommen wurden, die die Kommission im Rahmen der Maß-
nahmen zur Unterstützung des Programms mit der Durchführung bestimmter Teile der Fazilität 
"Connecting Europe" beauftragt hat. Die Kommission weist darauf hin, dass es gemäß den Bestim-
mungen der Verordnung (EG) Nr. 58/2003 das Vorrecht der Kommission ist, selbst nach vorheriger 
Kosten-Nutzen-Analyse zu beschließen, ob eine Exekutivagentur eingerichtet wird, um diese mit 
bestimmten Aufgaben der Programmverwaltung zu beauftragen. Der Durchführung der Kosten-
Nutzen-Analyse im Hinblick auf die Übertragung von Aufgaben an eine Exekutivagentur zur 
Durchführung der Fazilität "Connecting Europe" sollte nicht durch den Wortlaut der Verordnung 
zur Schaffung der Fazilität "Connecting Europe" vorgegriffen werden. Außerdem kann nach Auf-
fassung der Kommission die Obergrenze wegen des besonderen Charakters der von der Agentur 
verwalteten Infrastrukturprojekte nicht als Präzedenzfall für andere Finanzierungsinstrumente die-
nen." 

 

 

 

 




